
,,Fracking ohne Ch ail,t{n"
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks (spD)gegen umstrittene Gasförderung

BERLIN. Proteste gegen den
Ausbau der Stromnetze, Wi-
derstand gegen das umstritte-
ne Fracking zür Erdgasförde.
rung: Uber die Tücken der

' Energiewende sprach unser
Berliner Korrespondent Ras-
mus Buchsteiner mit Barbara
Hendricks (5PD), Bundesminis-
terin für Umwelt, Naturschutz.
Bau und Reaktorsicherheit.

Schwarz-Rot streitet über
die Umsetzung der Energie-
wende: Der bayerische Mi-
niste;präsident Horst Seeho-
fer will die Pläne für den
Stromnetzausbau erst ein-
mal auf Eis legen. Haben Sie
Verständnis für Unmut und
Proteste von Bürgern gegen
neue Sttomautobahnen?

Ich kann gut nachvollzie-
hen, dass es Unmut in der Be-
völkemrlg gegen neue
Stromtrassen gibt. Niemand
wohnt geme in der Nähe ei-
ner Hochspannungsleitung.
Das heißt nicht, dass ichjedes
A-rgument der Gegner teile,
Aber es ist gerade die Auf*a-
be von Polirikem. sich din
Einwänden der Büreer zu
stellen und den notwJndigen
Moderationsprozess voranzu-
teiben staft die planunsen
komplett aufEis zu legen. Der
Netzausbau ist erst im ver-
gangenen Jabr von Bundes-
tag und Bundesrat bescblos-
sen worden. Es ist unsere Auf-
gabe, das jetzt auch umzuset-
zen. Wir müssen entschlossen
handeln und sollten uns nicht
gleich wieder von unseren ei-
genen Besd üssen verab-
schieden.

Der Netzausbau ist ein mas-

siver Eing.iff in Natur und
Umwelt. Müsste die Umwelt-
ministerin da nicht auf die
Barrikaden gehen?

Zum Teil gehr es in der Tat
um schmerzliche Einschnitte
in Natur und Landschaft. Die
werden sich auch bei noch so
sorgfältiger Planung und Bür-
gerbeteiligung nicht überall
vermeiden lassen. Wir haben
es mit einer schwierigen Ab-
wägung zu tul: Ohle den
Netzausbau werden wir eine
verlässliche Enersieversor-
gung ohne Atom unä Kohle in
Deutschlaud nicht sicherstel-
len können. Wo es möslich
ist, sollte auf Erdverkabelung
gesetzt werden. Und ein
Großteil der Eingriffe wird
durch Ausgleichsmaßnahmen
an anderer Stelle komoen-
siert, die dem Schutz defNa-
tur gut tun.

Wie sehr schmerzt Sie als
Umweltministerin die Re-
naissance der Kohle im Zuoe
der Energiewende? -

Kohleverstromung ist für
uns. nur eine lJbergangsrech-
nologie. Wir wollen- mehr
Gaskrafrwerke. Ich halte aber
nichts von einem Kohleaus-
suegsgesetz. Wir benötigen
eine marktwirtschaftliche Lö-
sung. Das wird nur funktio-
nieren, wenn wir den Handel
mit Verschmutzungszertifika-
ten reformieren. Die Tonne
CO2 muss wieder einen ange-
messenen Preis bekommen.
dann können sich effiziente
Gaskraftwerke am Markt bes-
ser behaupten als heute. Die
EU-Komrnission will das pro-
blem erst 2020 aagehen. Das
ist viel zu spät. \{ir müssen

das spätestens 2016 schaffen.
Das Ziel muss sein, zwei Milli-
arden Zertifikate aus dem
Markt zu nehmen. Dann kom-
men wir wieder zu einem
funktionierenden Emissions-
haldel mit realistischen prei-
sen.

Thema Atommüll - 26 Casto-
ren werden in den nächsten
Ja'hren aus dem Ausland zü-
rück nach Deutschland qe-
bracht. Haben Sie dafür-
mittlerweile die notwendi-
gen Zwischenlager?

lch bin sefu zuversichtlich,
dass die Ministerpräsidenten
der betroffenen iilnder sich
in diesem Frühjair darüber
verständigen werden. Die bis-
herigen Zusagen aus Baden-
Wümemberg und Schleswig-
Holstein sind daran gekoD-
pelt, dass sich ein wäiteräs
Land zur Aufnahme bereit er-
klärt. Gesucht wird ein dritter
Standort außerhalb von Nie-
dersachsen. Prinzipiell kom-
men aber alle Zwiichenlaeer
an den Atomlraftwerken äs
Standort in Frage.

Die USA haben sich mit Hilfe
von Fracking weitgehend
unabhängig von Gas-lmpor-
ten gemacht. Die Wirtschaft
fordert, dass diese Technolo-
gie auch in Deutschland eine
Chance erhält. Wie wird die
große Koalition mit dem
Thema umgehen?

Wir haben uns in der Koali-
tionwereinbarung dagegen
ausgesprochen, das soge-
nannte Fracking zu erlauben,
solalge es dafür notwendig
ist, Chemikalien in die Erdä
zu verpressen. Und es gibt zur

Zeit nirgendwo auf der Welt
ein Fracking, das ohne Che-
mikalien auskäme. Es ist fak-
tisch ein Moratodum, Dane-
ben wollen wir, dass die berg-
rechtlichen Genehmigungei,
nach denen über Frackins-
Vorhaben zu entscheiden wä-
re, grundsätzlich mit einer
UmwelwerträsIchkeitsorü-
fung verbundÄn werden müs-
sen. Wir werden daher noch
in diesem Jahr eine Initiative
zur Anderung des Bergrechts
ergreifen, Außerdem werden
wir das Wasserhaushaltsge-
setz entsprechend ändern.
Zudem ist die räumliche Glie-
derung von Europa völlis an-
ders als in den USA. WaJman
in den USA kana, ist im West-
münsterland oder am Nieder-
rhein in vergleichbarer Weise
nicht machbar. Ich sehe für
die Zukunft keine Chancen
für Fracking in Deutschland.

In der Abstimmung über den
neuen cenmais 1507 in Brüs-
sel hat sich Deutschland ent-
halten. K tikel werfen
Schwarz-Rot vot, sich zum i
llandlanger der großen I
Saatgutkonz€rne zu machen l
und die Zulassunq ermöo- I
licht zu haben. Wi'e reagie- r
ren Sie?

Meine Position in dieser l
Frage war von Anfang klar: I
Ich lehne die Zulassung die- r
ser neuen Maissorte ab. Lei- r
der haben wir dazu innerhalb :
der Bundesregierung keine r
gemejnsame Halrung finden I
konnen. Wenn es eine Zu.las- l
sung gibt, bin ich dafür, dass <
die Bundesländer selbst über I
den Aabau entscheiden kön- r
nen.


